
Protesterklärung
gegen den Ausbruch des faschistisch-antisemitischen Ungeistes in Westdeutschland

Mit Entschiedenheit protestiert der Rat der Juristischen 
Fakultät der Humboldt -Univensdtat zu Berlin gegen die 
militaristische Entwicklung und den Ausbruch des 
laschistisch-antasenjitischen Ungeistes in Westdeutschland 
und Westberlin.

Nach dem gespenstischen Vorbild des elend zugrunde 
gegangenen Hitler-Reiches paaren sich heute erneut im 
Machtbereich der alten deutschen Militaristen, im Aden­
auer-Staat der Oberländer, Schröder und Globke, die 
barbarische Ideologie und Praxis des Antisemitismus und 
des Antikommumismus, um abermals einem — ungleich 
verhängnisvollerem — Weltkrieg den Boden zu bereiten.

Die regierenden Männer in Bonn und Westberlin möchten 
dien Anschein erwecken, als suchten sie nach den Quellen 
der in Wahrheit von ihnen selbst erzeugten, durch kosmo­
politisches Geschwätz getarnten nationalistischen Welle. 
Sie brauchen indessen nicht anderswo danach zu suchen; 
sie und ihre Politik sind diese Quelle selbst. Die Gfewalt- 
haber Westdeutschlands und Westberlins,- die ihre Macht 
den Atomkanonen fremder Mächte und den Bajonetten 
einer ausschließlich von Hitler-Generalen kommandierten 
Wehrmacht verdanken und, hierauf gestützt, national wie 
international als Testamentsvollstrecker Hitlers auftreten, 
wagen es, nach der Göring-Goebbels-Methode beim Reichs­
tagsbrand die Schuld an der von ihnen heraufbeschworenen 
Pogromhetze den „Kommunisten“ in der DDR in die 
Schuhe zu schieben. Sie verkünden nach SA-Manier die 
Parole des Faustrechts, des offenen, legalisierten Terrors, 
der sich alsbald gegen Patrioten, Friedenskämpfer und alle 
fortschrittlichen Menschen richten soll und — wie die Poli­
zeiexzesse gegen demokratische Westberliner Studenten 
zeigen — heute schon gegen sie richtet

Alle Welt weiß, daß in der DDR die Lehren aus der Ge­
schichte gezogen wurden. Hier stehen der sozialistische 
Staat und sein Recht, hier stehen alle Kräfte der Gesell­
schaft, geeint im Kampf gegen Imperialismus und Krieg, 
im Dienste des Friedens, der Demokratie und des gesell­
schaftlichen Fortschritts, hier ist der Ideologie des Herren­
menschentums und jeglicher anderen faschistischen Ideolo­
gie der Boden entzogen und jede Art von Rassenhaß durch 
die Verfassung selbst unter schwere Strafe gestellt. — In 
Westdeutschland aber haben mehr als 1000 Richter und 
Staatsanwälte nachweislich an faschistischen Bluturteilen 
mdtgewirkt. Während die Aktionen militaristischer und

revanchistischer Kräfte von der Polizei, von der Justiz und 
anderen Staatsorganen begünstigt Wenden, wurden die KPD 
und viele demokratische Organisationen in Westdeutschland 
verboten, findet der Prozeß gegen den Frieden in Düssel­
dorf statt und- will Innenminister Schröder die Vereinigung 
der Verfolgten des Naziregimes unter Anklage stellen.

Es ist kein Zufall, daß diese Provokationen in einer Zeit 
internationaler Entspannung stattfinden, in der besonders 
das deutsche Volk unter dem Eindruck der großen sowje­
tischen Friedensoffensive steht und die unmittelbare Reali­
sierbarkeit eines dauerhaften und gesicherten Friedens 
erkennt. Der Sinn solcher Provokationen ist, die Atmo­
sphäre der kommenden Gipfelkonferenz zu vergiften und 
dem Diktaturgesetz im Bonner und im Schöneberger Bereich 
den Weg zu ebnen. Indessen gerät die nirgendwo so zäh 
und aggressiv wie in Westdeutschland und Westberlin ver­
folgte Politik des kalten Krieges dadurch nur desto mehr 
in die Isolierung. Gerade dadurch aber wächst die Aben­
teuerlust verantwortungsloser Politiker in Westdeutschland 
und Westberlin. Sie bedroht die Ehre, die Würde, die 
Existenz unseres Volkes.

Die Mitglieder des Rates der Juristischen Fakultät an der 
Universität der Hauptstadt der Deutschen Demokratischen 
Republik, der traditionsreichen Humboldt-Universität zu 
Berlin, fordern daher die Entlassung der Faschisten und 
Militaristen aus der Regierung, aus den führenden Posi­
tionen in der Justiz, der Polizei, dem Auswärtigen Dienst 
und dem gesamten westdeutschen und Westberliner Staats­
apparat. Der Rat fordert die Wiederherstellung und 
Unantastbarkeit der verfassungsmäßigen Rechte des Vol­
kes, die Wiedereinsetzung der KPD in ihre verfassungs­
mäßigen Rechte und zur Sicherung einer solchen Entwick­
lung den Abschluß eines Friedensvertrages mit beiden 
deutschen Staaten sowie die Bildung einer entmilitarisier­
ten Freien Stadt Westberlin.

Das wird der erste Schritt zu einer Annäherung der 
beiden deutschen Staaten sein, ein erster Schritt zur 
schließlichen Konstituierung eines friedlichen, demokrati­
schen, unabhängigen Nationalstaates, zur Wiedergeburt der 
deutschen Nation.

Im Aufträge des Rats der Juristischen Fakultät: 
Professor Dr. Nathan 

Dekan

A u f  d e m  Wege zur sozialistischen Justiz

Für einen neuen Arbeitsstil in der Rechtsanwaltschaft
Von Rechtsanwalt ALBERT-FRIEDRICH SCHULZ, Potsdam, 

Vorsitzender des Kollegiums der Rechtsanwälte des Bezirks Potsdam

Unter den Bedingungen der sozialistischen Umwäl­
zung kann und muß auch die Anwaltschaft alles tun, 
die Herausbildung neuer, sozialistischer Beziehungen 
der Menschen zur Gesellschaft und der Bürger unter­
einander zu fördern. Klare und parteiliche Rechts- 

-- beratung, einwandfreies und prinzipienfestes Auftreten 
vor dem Gericht und ständige Beteiligung an der poli­
tischen Massenarbeit tragen zur Entwicklung des sozia­
listischen Bewußtseins bei und sichern auch der An­
waltschaft die gesellschaftliche Anerkennung.

Die Berufsarbeit des Anwalts wird in größerem Um­
fang, als sie nach außen in Erscheinung tritt, von der 
Rechtsauskunft bzw. Rechtsberatung ausgefüllt. Dazu

gehören nicht nur die Fälle, die auf die Auskunft be­
schränkt bleiben, sondern insbesondere die Beratung 
als Prozeßbevollmächtigter oder Verteidiger während 
des gesamten Verfahrens und auch noch danach. Der 
Rechtsanwalt muß hierbei stets vor Augen haben, daß 
es in seiner Arbeit keinen Gegensatz zwischen den 
individuellen Interessen der Werktätigen und den 
Interessen der sozialistischen Gesellschaft geben kann. 
Er muß deshalb die zehn Gebote der sozialistischen 
Ethik und Moral als die Grundlagen seiner Arbeit an- 
sehen. Deshalb muß er ein kritikwürdiges Verhalten 
seines Mandanten kritisieren und darf sich nicht viel­
leicht wegen eines hohen Honorars davon abhalten 
lassen.
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